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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Bewertungsgesetz: Richterliche Kontrolle der Feststellungen der Gutachter-
ausschüsse im Vergleichswertverfahren 
Urteil vom 11.03.2026, Az: II R 6/23  

2. Finanzgerichtsordnung: Klageerhebung bei elektronischer Übermittlung einer 
Word-Datei im Falle der führenden Papierakte 
Urteil vom 07.05.2026, Az: VI R 20/24  

3. Einkommensteuer: Kein Übergang der Abzugsbeträge nach § 10f EStG auf 
Erben 
Urteil vom 25.03.2026, Az: X R 23/24  

4. Verfahrensrecht: Keine Korrekturmöglichkeit bestandskräftiger Bescheide 
durch nachträgliche Ausübung des Wahlrechts auf Sonderausgabenabzug von 
Altersvorsorgebeiträgen 
Urteil vom 15.04.2026, Az: X R 28/24  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Bewertungsgesetz: Richterliche Kontrolle der Feststellungen der Gutachteraus-

schüsse im Vergleichswertverfahren 
Urteil vom 11.03.2026, Az: II R 6/23 
1. Das Finanzgericht als Tatsachengericht darf die von den Gutachterausschüssen nach 
§ 183 Abs. 1 Satz 2 des Bewertungsgesetzes mitgeteilten Vergleichspreise dem Ver-
gleichswertverfahren grundsätzlich ohne weitere Sachaufklärung zugrunde legen, ohne 
dabei gegen seine Amtsaufklärungspflicht aus § 76 Abs. 1 Satz 1 der Finanzgerichts-
ordnung zu verstoßen. 
 
2. Anlass für eine gerichtliche Überprüfung der mitgeteilten Vergleichspreise besteht 
nur dann, wenn Verstöße bei der Ermittlung der Vergleichspreise substantiiert geltend 
gemacht werden oder offensichtlich sind. 
  
 

  
2. Finanzgerichtsordnung: Klageerhebung bei elektronischer Übermittlung einer 

Word-Datei im Falle der führenden Papierakte 
Urteil vom 07.05.2026, Az: VI R 20/24 
Werden die Akten vom Gericht nicht elektronisch, sondern noch in Papierform ge-
führt, ist die Frage des Dateiformats für die Eignung zur Bearbeitung durch das Ge-
richt jedenfalls dann keine zwingende Wirksamkeitsvoraussetzung, wenn das Doku-
ment druckbar war und gemäß § 52b Abs. 2 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung zur Pa-
pierakte genommen wurde (Anschluss an Beschluss des Bundesarbeitsgerichts vom 
29.06.2023 - 3 AZB 3/23, BAGE 181, 301). 
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3. Einkommensteuer: Kein Übergang der Abzugsbeträge nach § 10f EStG auf Er-
ben 
Urteil vom 25.03.2026, Az: X R 23/24 
Verstirbt der Steuerpflichtige, der Aufwendungen zur Erhaltung eines zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Baudenkmals gemäß § 10f Abs. 1 oder Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) getragen hatte, vor Ablauf des zehnjährigen Abzugszeit-
raums, geht die Abzugsberechtigung grundsätzlich nicht auf den Erben über (An-
schluss an den zum verbleibenden Verlustvortrag ergangenen Beschluss des Großen 
Senats des Bundesfinanzhofs vom 17.12.2007 - GrS 2/04, BFHE 220, 129, BStBl II 
2008, 608). Soweit § 10f Abs. 4 Satz 3 i.V.m. § 10e Abs. 5 Satz 3 EStG für zusam-
menveranlagte Ehegatten etwas anderes vorsieht, handelt es sich um eine nicht verall-
gemeinerungsfähige Ausnahmeregelung. 
 

  
4. Verfahrensrecht: Keine Korrekturmöglichkeit bestandskräftiger Bescheide 

durch nachträgliche Ausübung des Wahlrechts auf Sonderausgabenabzug von 
Altersvorsorgebeiträgen 
Urteil vom 15.04.2026, Az: X R 28/24 
1. Dem Steuerpflichtigen steht ein Wahlrecht zu, ob er Altersvorsorgebeiträge nach § 
10a des Einkommensteuergesetzes als Sonderausgaben geltend machen möchte. 
 
2. Das Wahlrecht auf Gewährung des Sonderausgabenabzugs wird jedenfalls für Zeit-
räume bis zum 30.06.2020 weder durch die (nur für Zeiträume bis 2018 erforderliche) 
an den Anbieter gerichtete Einwilligung des Steuerpflichtigen in die Datenübermitt-
lung noch durch die Datenübermittlung vom Anbieter an die zentrale Stelle ausgeübt. 
 
3. Wie jede Korrekturvorschrift setzt auch § 175b Abs. 1 der Abgabenordnung (AO) 
voraus, dass der ursprüngliche Bescheid materiell-rechtlich fehlerhaft war. Daran fehlt 
es, wenn der Steuerpflichtige ein ihm zustehendes Wahlrecht erstmals nach Eintritt der 
Bestandskraft dieses Bescheids ausübt. 
 
4. Es bedurfte im Streitfall keiner Entscheidung, inwieweit "Erläuterungen zur Festset-
zung" in einem Steuerbescheid, die einen erheblichen Umfang aufweisen und aus 
Fließtext ohne Zwischenüberschriften oder trennende Leerzeilen bestehen, eine etwa-
ige Hinweispflicht des Finanzamts nach § 89 Abs. 1 Satz 1 AO erfüllen. 
 
5. Vermerkt der Zusteller das Datum der Zustellung entgegen § 180 Satz 3 der Zivil-
prozessordnung (ZPO) nicht auf dem Umschlag des zuzustellenden Schriftstücks, gilt 
das Schriftstück gemäß § 189 ZPO erst dann als zugestellt, wenn der Adressat es in 
den Händen hält. 
  
  

 

 


